
Pur das Uachschlagewerk1 
Pur die Fachpresse!
Pur die amtliche SammlungI

Ja
Ja
H e m n

Gesetz ZPO § 256, TVG § 4, BGS § 611, Lohnrahmenabkommen für
die gewerblichen Arbeitnehmer m  der Eisen-, Retail- und 
Elektroindustrie Hordrhem-Ue stfalens vom 26. Sep­
tember 1967

Leitsätze

1 Pie "Einstufung” oder "Eingiuppierung" m  Lohngruppen 
erfolgt grundsätzlich unmittelbar und automatisch 
durch die vom Arbeitnehmer auszuubende oder ausgeubte 
Tätigkeit

2 Klagt ein Arbeitnehmer auf Feststellung, er sei in 
eine bestimmte Lohngruppe "einzustufen", so ist unter 
entsprechender Anwendung der Auslegungsregel des 
§ 135 3GB davon auszugehen., daß der Arbeitnehmer die 
Feststellung begehrt, der Arbeitgeber sei aufgrund 
des Arbeitsverhaltnisees der Parteien und der hierauf 
anzuwendenden tariflichen LohnbeStimmungen verpflichtet, 
den Arbeitnehmer nach der Lohngruppe zu entlohnen, m  
die der Arbeitnehmer "eingestuft" werden will

3 Das Lohnrahmenabkommen für die gewerblichen Arbeit­
nehmer m  der Eisen-, Retail- und Elektroindustrie 
Hordrhexn-Vestfalens vom 26 September 1967 sieht eine 
"Einstufung" des Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber 
auch nur deklaratorischer Art nicht vor.

A Ein Featstellungebegehren m  sog. Eingrupplerungs- 
proaessen setzt voraus, daß die Beklagte einem ent­
sprechenden PestStellungsurteil auch Folge leisten 
wurde und damit ein Streit der Parteien über die 
zutreffende Entlohnung und über die damit zusammen­
hängenden Hechte für die Zukunft auch der Hone nacn 
endgültig beendet ware.

5 Es fehlt an einem allgemeinen Erfahrungssatz dafür, 
daß, wie im öffentlichen Bienst allgemein, aucr m  
der Privatwirtschaft der Arbeitgeber ein Feststellungß- 
urteil, obwohl ohne Vollstreckungswirkung, ohne weateres 
befolgen wurde
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6. Ein Interesse an alsbaldiger Feststellung des 
tariflichen Mindestlohns bei einem ubertariflich 
entlohnten Arbeiter folgt noch nicht sub der 
allgemeinen Erwägung, nach der angeblich heute 
^eder Arßeiter ein Interesse an der Feststellung 
des tariflichen Kindestlohnes höbe. Erforderlich 
ist ein gegenwärtiges Interesse an alsbaldiger 
Feststellung der tariflichen Mindestlohngruppe«

7- Es wurde zu einer mit den in § 256 ZPO aufgestellt 
Voraussetzungen nicht mehr zu vereinbarenden über 
mäßigen Inanspruchnahme der Gerichte mit Fest­
stellung ever fahren fuhren, wenn jeder Arbeitnehmei 
wegen möglicherweise einmal eintretender Ver~ 
anderungen eine Feststellungsklage über tarifliche 
Mindestentlohnung erheben konnte, obwohl diese 
Frage gegenwärtig für das Arbeit sverhaltms belang 
los ist.

Aktenzeichen 4 AZR 485/69
Urteil des BAG vom 27- Oktober 1970 LAG Düsseldorf
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4,AZR 485/69 
7 Sa 326/69 Düsseldorf
Veikündet am 
27 Oktober 1970
gez Mißler, 
Angestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Hmmb in Wbii
HM

In. Sachen

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 21. Oktober 1970 durch den 
Senatsprasidenten Dr. Poelmann, die Bundesrichter Dr. Neu­
mann und Dr. Peiler sowie die Bundesarbeitsrichter Villems 
und Dr Burkhard für Hecht erkannt

Die Revision des Klagers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 31. Juli 1969 
- 7 Sa 326/69 - wird auf Kosten des Klagers zuruck- 
gewiesen

V o n  H e c h t s  w e g e n *
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Tatbestand
Der Klager ist seit dem Jahre 1955 bei der Beklagten als 

Messerrichter beschäftigt. Nachdem er ursprünglich im Akkord 
arbeitete, ist er seit 1967 nn. Stundenlohn tätig, der zunächst 
mit 5>90 DM vereinbart wurde und aufgrund mehrfacher Lohner­
höhungen im Betrieb der Beklagten auf den Betrag von zuletzt 
4,20 DM anstieg Die Parteien sind tarifgebunden an das Lohn­
rahmenabkommen. für die gewerblichen Arbeitnehmer m  der Eisen-, 
Metall- und Elektroindustrie Nordrhein-Westfalens vom 26 Sep­
tember 1967> das am 31. Marz 1968 in Kraft getreten ist.

Der Klager ist m  Lohngruppe 4 des § 3 des Lohnrahmenab- 
korunens "eingestuft' Der tarifliche Stundenlohn nach dieser 
Lohngruppe betragt 3,45 DM, der Tariflohn nach Lohngruppe 5 
5,65 DM

Der Klager ist der Ansicht, ihm stehe ein tariflicher 
Mmdeotvergutungsanspruch nach Lohngruppe 5 des § 5 aes Lonn- 
lahmenabkommens zu Er hat demgemäß beantragt festzustellen, 
daß er aufgrund der von ihm bei der Beklagten ausgeubten Tätig­
keit in diese Lohngruppe anstatt* m  Lohngruppe 4 nach § 3 des 
Lohnrahmenabkommens für die gewerblichen Arbeitnehmer in der 
Eisen-, Metall- und Elektroindustrie Nordrhem-Uestfalens 
vom 26 September 196? Meinzustufen" sei

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt Sie ist der Auf­
fassung, daß für die Peststellungsklage kein Rechtsscnutzbedurf- 
bis bestehe, da der arbeitsvertragliche Lohn des Klagers weit 
über dem Tariflohn liege. Wenn sie eine 'Einstufung' des Kla­
gers vorgenommen und diese sogar mit dem Betriebsrat abgestimmt 
habe, sei das lediglich im Interesse der betrieblichen Ordnung 
geschehen Im übrigen sei die Tätigkeit des Klagers mit Lohn­
gruppe 4 zutreffend bewertet worden, da für sie eine Anlernzeit 
■von drei bis zehn Wochen ausreiche

Das Arbeitsgericht hat die Klage als unzulässig abgewiesen 
Dxc hiergegen gerichtete Berufung des Klagers ist vom Landeo- 
aibeitsgencht zuruckgewiesen worden. Mit der zugelassenen 
Revision verfolgt der Klager seinen Peststellangsantrag weiter 
Die Beklagte bittet um Zurückweisung der Revision.

—
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EntScheidungagrunde
Die Revision war zuruckzuweisen
Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht mit dem Arbeits­

gericht d,ie Reststellungsklage als unzulässig angesehen, weil 
ein rechtliches Interesse des Klagers an alsbaldiger Rest­
stellung im Sinne des § 256 ZPO für das von ihm behauptete 
Rechtsverhältnis zwischen den Parteien nicht ersieht?ich ist

Wenn der Klager auf Reststellung klagt, er sei in eine 
bestimmte Lohngruppe des Lohnrahmenabkommens vom 26 September 
1967 seitens der Beklagten "einzustufen", so ist unter ent­
sprechender Anwendung der Auslegungsregel des § 153 BGB davon 
auszugehen, daß der Klager die Reststellung begehrt, die Be­
klagte sei aufgrund des Arbeitsverhälthisses der Parteien 
und des hierauf anzui endenden Lohnrahmenabkommens verpflichtet 
den Klager nach § 3 Lohngruppe 5 dieses Abkommens zu entlohnen, 
weil es sich bei dieser Lohngruppe um die tarifliche Mindest­
lohngruppe für den Klager handele,, Der Tarif enthalt nämlich 
keine Anhaltspunkte dafür, daß der Lohn nach einer bestimmten 
tariflichen Lohngruppe eine "Einstufung" des Arbeitgebers, 
wie der Wortlaut des Klageantrags vermuten laßt, voraussetzt 
Vielmehr erfolgt die "Einstufung” oder "Eingruppierung in die 
Lohngruppe unmittelbar und automatisch durch die vom Klager 
auszuubende oder ausgeubte Tätigkeit <,

Auch aus §§ 2, 5 des Lohnrahmenaokommens laßt sich ent­
gegen der Auffassung der Revision kein RestStellungsanspruch 
auf eine 'Einstufung" m  eine bestimmte Lohngruppe duren den 
Arbeitgeber herleiten» Dieses Lohnrahmenabkommen sieht eine 
'Einstufung" durch den Arbeitgeber auch nur deklaratorischer 
Alt gar nicht vor Vielmehr wird m  § 2 Ziff 1 des Lohn- 
rahmenabkommens ausdrücklich ausgesprochen, daß für die 'Um­
gruppierung allem die übertragenen und die ausgefuhrten 
Arbeiten maßgebend" sind In § 3 wird im Eingangssatz be­
stimmt "Die Arbeiten sixfd entsprechend ihren Anforderungen 
einzugruppieren Daraus ergibt sich, daß ähnlich wie nacn 
dei Recntsprechung des Senats zum BAT auch bej. dem vox-
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liegenden. Tarifvertrag sich der Mindestlohn nach der allem 
vom Arbeiter auszuubenden oder ausgeubten Tätigkeit richtet»
Eine vom Arbeitgeber etwa ausgesprochene Zuweisung m  eine 
Lohngruppe ist völlig bedeutungslos» Allem nach der vom Ar­
beiter auszuubenden und ausgeubten Tätigkeit richtet sich 
der tarifliche Mindestlohn Daran ändert auch nichts die 
Tatsache, daß bei unterschiedlichen Arbeiten nach § 2 Ziffern 
3 und 4 des Lohnrahmenabkommens die Arbeiten einer Stammlohn- 
gruppe zuzuordnen sind und hiernach bezahlt werden» Abgesehen 
davon, daß der Klager nicht vorgetragen hat, daß er verschieden­
artige Arbeiten verrichtet, ist auch danach die sog Ein­
stufung oder Eingruppierung nicht vom Arbeitgeber vorzunehmen, 
sie richtet sich vielmehr auch dann allem nach der über­
wiegend auszuubenden und ausgeubten Tätigkeit des Arbeiters

Im übrigen setzt das Feststellungsbegehren zudem zunacnst 
einmal voraus, daß die Beklagte einem entsprechenden Fest­
stei lungsurt eil Folge leisten wurde und damit e m  Streit der 
Parteien über den zutreffenden tariflichen Mindestlohn und 
über die mit der tariflichen Mindestlohngruppe evtl zusammen­
hängenden Hechte für die Zukunft, auch der Hohe nach, endgültig 
beendet wäre» Schon dafür fehlt es an ausreichenden Anhalts­
punkten - Insbesondere fehlt es an einem allgemeinen Erfahrongs- 
satz dafür, daß wie im öffentlichen Dienst allgemein, auch m  
der Privatwirtschaft der Arbeitgeber ein Feststellungsurteil 
ohne Vollstreckungswirkung ohne weiteres befolgen wurde«

Von den vorstehenden Bedenken abgesehen, fehlt es uoer- 
haupt an jeglichen Anhaltspunkten für e m  Hechtsschutzmter­
es se des Klagers an der begehrten Feststellung, zumaj. er emai- 
sems sowohl im Hinblick auf die Lohngruppe 4 als aucn die Lohn­
gruppe 5 unstreitig ubertanflich entlohnt wird und er anderei- 
sems nichts dafür vorgebracht hat, auf welche anderen besonde­
ren Grunde er sein Feststellungsbegehren stutzt

Insbesondere kann sich- entgegen der Auffassung der Revi a on 
e m  Interesse an alsbalaiger Feststellung des tariflichen Mmdo^t- 
lohns nicht aus allgemeinen Erwägungen ergeoen, nacn denen an-
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geblxch heute jeder Arbeiter an Interesse an der Feststellung 
des tariflichen Mindestlohnes habe, weil im Wirtschaftsleben 
stets mit Veränderungen des Arbeitsplatzes, der auszuubenden 
Tätigkeit, der Konjunktur!age, mit einem Wechsel des Firmen- 
inhabers und der Tarifsituation gerechnet werden müsse. So 
beachtlich diese Faktoren für den Arbeiter auch sein mögen, 
Rechtsfolgen, die sich ergaben, wenn die genannten Umstande 4
einmal emtreten wurden, genügen nicht, das erforderliche 
gegenwärtige Interesse auf alsbaldige Feststellung der tarif­
lichen Mindestlohngruppe für den Klager zu bejahen Es wurde 
zu einer mit § 256 ZPO nicht mehr zu vereinbarenden übermäßigen 
Inanspruchnahme der Gerichte mit Feststellungsklagen fuhren, 
wenn jeder Arbeitnehmer wegen dieser möglicherweise einmal 
eintretenden-»Veränderungen Feststellungsklagsn über die tarif­
liche Mxnde stent lohnung zulässigerweise erhoben konnte, obwohl 
diese Frage gegenwärtig für das Arbeitsverhälthis belanglos 
ist. Es muß deshalb in Übereinstimmung mit der bisherigen 
Rechtsprechung und der herrschenden Meinung m  der Literatur 
dabei bleiben, daß für eine Feststellungsklage zum mindesten 
irgendwelche konkreten Ansprüche oder Hechtspositionen zugunsten 
oder zuungunsten des Arbeitnehmers aufgrund bestimmter tat­
sächlicher Umstande berührt werden (vgl. BAG AP Hr, 19) 42 
zu § 256 ZPO, HG HHE 1928 Nr. 910, Stein-Jonas-Pohle, ZPO,
19. Auf1., § 256 Anm. III, Hosenberg-Schwab, Zxvilprozeßjeeht,
10. Aufl , § 94 III S. 447). Deshalb genügen die allgemeinen 
Hinweise des Klagers auf vielleicht mögliche Veränderungen in 
der Konjunktur!age und m  der Firmeninhaberschaft, auf mögliche 
Rechtspositionen des Arbeitnehmers nach dem Montagetarif und 
dem Manteltarif, auf den möglichen Verlust von Beweismitteln, 
auf die Mitwirkung des Betriebsrats bei Umgruppierungen und 
Versetzungen und auf evtl. Bedeutung der Lohngruppe für den 
Mindestlohn im Zeugnis nicht, sein Interesse an aer begehrten 
alsbaldigen Feststellung darzutun

Abschließend sei darauf hingewiesen, daß die Auffassung 
des erkennenden Senats sich auch m  Übereinstimmung mit der 
Rechtsprechung des Ersten Senats befindet, auf die der Kjager
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m  der Revisionsmstanz hingewiesen hat. Der Erste Senat 
hat in einer Entscheidung vom 9 Oktober 1970 - 1 ABR 
18/69 die zur Veröffentlichung bestimmt ist, entsprechend 
den hier vertretenen Grundsätzen ausgesprochen, daß der 
einzelne Arbeitnehmer befugt ist, "bei Vorliegen der Voraus­
setzungen des § 256 ZPO" auch durch Peststellungsklage An- 

* Spruche aus der für ihn zutreffenden tariflichen Lohn- oder
Gehaltsgruppe geltend zu machen, selbst wenn er ubertariflich 
entlohnt wird Auch damit ist für eine entsprechende Pest­
ete 1 lungsklage zumindest Voraussetzung, daß der Arbeitnehmer 
im Emzelfalle schlüssig vortragt, daß strittige, aber gegen­
wärtige und konkrete Ansprüche oder Hechtspositionen, die 
aus der tariflichen Mmdestvergutungs- oder lohngruppe folgen 
oder mit ihr eng zusammenhangen, durch die begehrte Feststel­
lung der Mmdestvergutungs- oder lohngruppe endgültig und 
bindend unter den Parteien geklart werden Dabei bleibt hier 
dahingestellt, ob in einem solchen Pall nicht nchtlgPEWOise 
die Ansprüche oder Rechtspositionen, die aus der tariflichen 
Mmdestvergutungs- bzw -lohngruppe folgen, selbst Gegenstand 
der Peststellungsklage sein mußten.

Die Kostenentscheidung ergab sich aus § 97 Abs. 1 ZPO

gez Dr. Poel mann Dr Feller Dr. Neumann
Willems Dr Burkard

*

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	In Hmmb in Wbii

	HM

	110

	110




